
  1. Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB 
 

 
 
 

 
2.  Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO

Allgemeine Wohngebiete gem. § 4 BauNVO 

 
3.  Baugrenze gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB 
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4. Verkehrsfläche gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB
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    a Abweichende Bauweise

Baugrenze

Straßenverkehrsfläche

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung
Zweckbestimmung: Öffentliche Parkfläche

Wasserfläche und Fläche für den Hochwasserschutz gem. § 9 (1) Nr. 16 und (6) BauGB

Wasserfläche (Bachlauf)

Fläche für die Wasserwirtschaft und Hochwasserschutzmaßnahme
Zweckbestimmung: Hochwasserrückhaltebecken (Retenzionsfläche)

Grünflächen gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB

Öffentliche Grünfläche 
Zweckbestimmung: Schutz- und Leitgrün

 

 

 
 

   

Sonstige Planzeichen  8.

  Erläuterung der Nutzungsschablone9.

 
 

Erhaltung von Bäumen und Sträuchern

Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern

Baum Sträucher

Baum Sträucher

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft gem. § 9 (1) Nr. 25 Bau GB 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 1. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 17 "Sportplatz - Steinstraße", der Stadt Bad Sachsa

Art der baulichen Nutzung
Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse
Bauweise

Höhe baulicher Anlagen
Einzel- und Doppelhäuser
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Rechtsgrundlagen für die folgenden Textlichen Festsetzu
 

 

7.6 Verbot von „Sch otter- und Steingärten“ (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 
 
Da unversiegelte Gartenflächen eine hohe Funktion für das Kleinklima , für die rungsfähigkeit 
des Regenwasse und für Arten- und Lebensgeme inschaften haben, sind otter- und Steingärten“ 
mit Ausnahmen der Flächen für Stellplätze, Zufahrten, Wege, Freisitze und Terrasse  sowie Kiesst rei-
fen ˂ 1,00 m an Außenwänden, die dem Sch  des Gebäudes dienen, unzulässig.  
 
7.7 Vorgärten 
 
Die Bereiche zwisch  der öffentlichen Verkehrsf lächen und der straßenzugewandten ite der Wohn-
gebäude (Vorgär ten)  sind unversiege  anzulegen und  mit ungen oder  enflächen gär tne-
risch  zu gestalten. Ausnahmen bilden die Zuwegungen, die Zu- und Ausfahrten sowie die Stellplätze.  
 
7.8 Aussch luss von Nebenanlagen 
 
Die Flächen gem.  § 9 (1) Nr. 25a BauGB sind von jeglicher Bebauung freizuhalten. Nebenanlagen gem.  
§ 14 BauNVO  sind auf diesen Flächen ausgesch losse
 
7.9 Flächenversiegelungen auf den privaten ugrundstücke  
 
Auf den privaten Baugrundstücke  sind die Flächen von Stellplätzen, 50 % der Flächen für Zu- und 
Abfahrten und die Flächen von vergleichbaren Anlagen in wasse rdurch lässiger Bauweise (z.B. mit breit-
fugig verlegtem Natursteinpflaster mit mehr als 25 % Fugenanteil, mit Rasensteinen, otterrasen 
o.ä.), soweit die örtlichen Bodenverhältnisse  dies zulasse n, herzustellen oder das anfallende Nieder-
sch soll in den Seitenflächen versicke  (siehe auch Pkt . 6.1 der Textlichen Festsetzungen). 
 
7.10 Straßenbeleuchtung 
 
Damit Insekten weniger von tödlichen Lichtfallen angezogen werden, sind in dem Plangebiet „insekten-
freundliche" Leuchten (z.B. energiesparende LED-Leuchten, deren Licht einen geringeren Ultraviolett- 
und Blauanteil hat) im Straßenraum zu verwenden. An wichtigen Verkehrspunkten sind weiterhin die 
bisherigen Leuchtmittel zulässig. 
 

pflanzen, ihrem Wuchsch arakter entsprechend zu pflegen, zu unterhalten und bei Abgang durch  heimi-
sch e, standortgerechte Gehölze zu ersetzen. Die einzelnen Pf lanzma ßnahmen können gegenseitig 
nicht angerechnet werden. Die Pf lanzstandorte können den örtlichen Erfordernisse n angepasst  werden. 
Die Leitungstrasse n dürfen nicht bepflanzt werden. Zur Verwendung komme  Pf lanzen und Materia-
lien müsse n den jeweiligen Qualitätsnorme  nach DIN 18916 entsprechen und fachgerecht gepflanzt 
werden. Die Pf lanzma ßnahmen gem. den Textlichen Festsetzungen müsse  spätestens bis zum Ende 
der auf die Fertigstellung der jeweiligen Baumaßnahme (Vo rhaben) folgenden Pf lanzperiode (Oktober 
- Ap
 
 
8. Maßnahme zum Hochwasserschutz und Wasserabflusses (Fläche „D“) 
 
 
In der Fläche „D“ zum rsch und rabflusse s (Retentionsfläche) sind del-
lierungen bis zu einer Höhe von max. 1,00 m über dem vorhandenen Gelände zur öhung des Re-
tentionsvo lume zulässig.  
 

7.11 Rahmenbedingungen und Qualität der neu zu pflanzenden Gehölzen 
 
Die verpflichteten neu anzupflanzenden Gehölze sind vom Grundstückseigentümer fachgerecht zu 

 

 
 
1. Planunterlage 
 
Wegen Ungenauigkeiten in der Planunterlage durch  Vervielfältigung, Vergrößerungen etc. sind im Plan-
gebiet bei jedem Vorhaben Kontrollmessu ngen vorzunehmen. Sollten Maße bei den zeichnerisch en 
Festsetzungen nicht eindeutig erkennbar sein, sind sie mit ausre ichender Genauigkeit aus der Planun-
terlage herauszu  Eine Gewähr für die Richtigkeit, der Genauigkeit und den Inhalt der Planun-
terlage wird seitens des Planungsbüros nicht übernomme  
 
 
2. Vermaßung 
 
Die zeichnerisch en Festsetzungen sind aus Gründen der Übersichtlichkeit nicht vollständig sst. 
Der Bebauungsplan wurde auf der digitalen Planunterlage und mit einem en tions-
syst erarbeitet, d.h. jeder Punkt auf der Karte ist durch  eine Koordinate bestimmb  In der Plan-
zeichnung können außerdem Maße abgegriffen werden. 
 
 
3. Bodenfunde 
 
Auf die Anzeigepflicht gem . § 14 (1) NDSch G von archäologisch  Bodenfunden wird hingewiesen. Bei 
Funden von Sachen oder Spuren in der Erd e oder im Wasse r, bei denen Anlass zu der Annahme ge-
geben ist, dass sie Kulturdenkma sind (Bo denfunde), ist unverzüglich die lbehörde (Landkre is 
Göttingen), die Stadt Bad Sachsa oder ein Beauftragter für die archäologisch e lpflege gem. § 
22 NDSch G darüber in Kenntnis  Leiter und der Unternehmer der 
Arb die zu dem Bodenfund geführt haben, sowie der Eigentümer und der Besitzer des Grund-
stücks.  
 
 
4. Altlasten (Altablagerungen I Altstandorte) 
 
Sollten bei den geplanten Bau- und Erd arbeiten es Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstandorte 
geben, so ist unverzüglich die Untere Abfall- und Bodensch utzbehörde des Landkre ises Göttingen zu 
benachrichtigen. 
 
 
5. Gehölzbeseitigungen 
 
Zum Sch utz von ätten sind eseitigungen gem. § 39 BNatSch G nur vom 1. Oktober bis 
zum 28. Februar eines jeden Jahres durchzuführen. 
 
 
6. Vorhandenes Gelände 
 
Um die Bezugspunkte für den Begriff „vorhandenes Gelände“ definieren zu können, sind die 
vorhandenen topographisch en Verhältnisse  in dem Änderungsgebiet vor Baubeginn zu kartieren 
 
 
7. Abstände zu den Nachbargrundstücken 
 
Gem. § 50 Niedersächsisch es Nachbarrechtsgesetz sind mit Bäume  und Sträuchern je nach ihrer 
Höhe mindestens folgende Abstände von den Nachbargrundstücke n einzuhalten: 
 
a) bis zu   1,2 m Höhe  0,25 m 
b) bis zu   2,0 m Höhe  0,50 m 
c) bis zu   3,0 m Höhe  0,75 m 
d) bis zu   5,0 m Höhe  1,25 m 
e) bis zu 15,0 m Höhe  3,00 m 
f) über   15,0 m Höhe  8,00 m. 
 
 
8. Baugrundgutachten 
 
Bei allen Baumaßnahmen im Änderungsgebiet sind die gutachterlichen Aussagen des „Erdbau-
labors Göttingen GmbH“ zu beachten (siehe Anlage 1). 
 
 
9. Parzellierung 
 
Die Parzellierung im Änderungsgebiet ist aus informellen Gründen beispielhaft dargestellt. 
 
 

 

 
1. Geltungsbereich 
 
Die Örtlichen Bauvorsch riften gem. § 84 NBauO gelten im Bereich der 1. Änderung des Bebauungspla-
nes Nr. 017 „Sportplatz – Steinstraße“ der Stadt Bad Sachsa. Der räumliche Geltungsbereich der Örtli-
chen Bauvorsch  ist identisch  mit dem Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsp lanes Nr. 
017 „Sp ortplatz – Steinstraße“ der Stadt Bad Sachsa. 
 
2. Anzahl der notwendigen Einstellplätze  gem. § 84 (1) Nr. 2 NBa uO 
 
Für eine Wohnung sind mindestens 2 Einzelstellplätze auf dem jeweiligen Baugrundstück zu errichten. 
Ein Einstellplatz ist die Fläche zum Abstellen eines Kra ftfahrzeuges auf einem Stellplatz, in einer Garage 
oder einem Carport, außerhalb der öffentlichen Verkehrsf läche. Die Einstellplätze sind so anzulegen, 
dass sie jederze it ohne Befahren anderer Einstellplätze mit Fahrzeugen benutzt oder verlasse  werden 
können (unabhängig nutzbare Einstellplätze). Der Zugang zur Straße darf nicht über andere Stellplätze 
erfolgen. Auf die Garagen- und Stellplatzve rordnung (GaStplVO ) wird ausdrückl ich hingewiesen. 
 
3. Einfriedungen gem. § 84 (3) Nr. 3 NBauO 
 
Einfriedungen wie Mauern, Zäune, Hecke n etc. sind in einem Abstand von ˂ 3,00 m zu der Straßenver-
kehrsf läche nur bis zu einer Höhe von max. 1,20 m zulässig. Die Höhe der Einfriedungen ist bezogen 
auf die jeweiligen Straßenmitte, der an das Grundstück angrenzende Straße und zwar rechtwinklig ge-
messe n zur Grundstücksg  Es sind Unterbrechungen der Einfriedungen für eine Zuwegung ˂ 2,00 
m pro Baugrundstück und eine Zu- und Ausfahrt ˂ 5,00 m pro Baugrundstück sowie für Stellplätze  
zulässig. 
 

4. Solar- und Photovoltaikanlagen 
 
Auf den Dachflächen der Gebäude sind Solar- und Photovoltaikanlagen allgeme in zulässig. 
  
5. Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig handelt nach § 80 NBauO, wer als Bauherr,  Entwurfsve rfasse r oder Unternehmer vor-
sätzlich oder fahrlässig eine Baumaßnahme durch führt oder durch führen lässt , die nicht den Anforde-
rungen dieser Örtlichen Bauvorsch riften entspricht. Ordnungswidrigke iten können gem.  § 80 (5) NBauO 
mit einer Geldbuße bis zu 500.000,- Euro geahndet werden. 
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 Anzeigepflichtig  sind  der zu setzen .

 
 
1. Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB und § 4 BauNVO 
 
 
1.1 „A llgemeines Wohngebiet“ gem. § 4 BauNVO  
 
Die Allgeme Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. In den Allgeme Wohngebieten 
sind gem.  § 4 (2) Nr. 1 - 3 BauNVO die folgenden Nutzungen allgeme in zulässig: 
 

1. Wohngebäude, 
2. die der Verso rgung des Gebiets dienenden Läden, Sch ank- und Speisewirtsch aften und 
3. Anlagen für kirch liche, kulturelle, soziale und  gesundheitliche Zwecke . 

 
In den Allgeme Wohngebieten sind die gem.  § 4 (2) Nr. 2 und Nr. 3 BauNVO genannten in 
zulässigen Nutzungen (hier: „n icht störenden Handwerksb sowie die „Anlagen für sportliche 
Zwecke “) gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (5) BauNVO  und § 4 BauNVO nicht zulässig. 
 
In den Allgeme inen Wohngebieten sind gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (6) BauNVO und § 4 
BauNVO  die Nutzungen gem. § 4 (3) Nr. 1 - 5 BauNVO nicht zulässig. 
 
Gem.  § 23 BauNVO  werden  im Sinne des § 14 BauNV O auch erhalb der  nicht über -
baubaren Grundstücksf läche zugelasse Gleiches gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landes-
recht in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelasse n werden können.  
 
 
2. Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB und gem. § 16 BauNVO  
 
 
2.1 Grundflächenzahl (GRZ) gem. § 19 (1) BauNVO  
 
In den Allgeme  Wohngebieten ist die Grundflächenzahl (G ) mit 0,4 festgesetzt. 
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1. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Nov em ber 2017 (BGBl. I S. 
3634) , zuletz t geändert durch Gesetz  vom durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. Septemb er 2021 
(BGBl. I S . 4147) 

2. Baunutzungsveror dnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntm achung vom  21. Nov em ber 2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)  

3. Planzeichenveror dnung (PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. 12. 1990 
(BGBL.1991 I S.58 ), zuletz t geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Jun i 2021 (BGBl. I S. 
1802)  

4. Nieders ächsische Bauordnung (NB auO) in der Fassung vom 3. Apri l 2012 (Nds . GVBl. S. 46), zu-
letz t geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1 0.11.2021 (Nds . GVBl. S. 73 9)  

2.2 Zahl der Vollgesch osse  gem. § 20 (1) BauNVO  
 
In den Allgeme  Wohngebieten ist die  als stmaß 
begrenzt.  
 
2.3 Höhe der baulichen Anlagen gem.  § 18 (1) BauGB 
 
Oberkante (OK) 
 
Die Höhe der baulichen Anlage ist mit der Oberkante (OK) des Gebäudes mit max. 7,00 m bei geneigten 
Dächern > 12o (sonst 5,00 m) als Höchstmaß festgesetzt. Als Bezugspunkt wird die Höhe der Oberkante 
des ossro als unterer Bezugspunkt bestimmt. Die Oberkante des oss-
rohfußbodens darf in den Allgeme inen Wohngebieten das vorhandene Gelände am höchsten nitt-
punkt mit dem Gelände maxima l um 0.50 m übersteigen.  
 
2.4 Ausnahmen von den Höhenfestsetzungen 
 
Ausgenomme  von der Höhenfestsetzung der baulichen Anlage sind untergeordnete Bauteile (z.B. 
Sch  Antennenanlagen, Solarko Photovoltaikanlagen, Belüftungsanlagen etc.). 
 
 
3. Bauweise gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB 
 
 
3.1 Bauweise  
 
In den Allgeme inen Wohngebieten ist die Abweichende Bauweise (a) gem.  § 22 (4) BauNVO  mit Einzel- 
und Doppelhäusern festgesetzt. In der Abweichenden Bauweise sind Gebäude wie in der offenen Bau-
weise zulässig, aber nur mit einer Gebäudelänge
 
 
4. Höchstzu lässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden gem. § 9 (1) Nr. 6 BauGB 
 
 
4.1 Höchstzulässige Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
 
In den Allgeme inen Wohngebieten sind je Wohngebäude (Einzelhaus) maxima l 2 Wohnungen  zulässig. 
Bei Doppelhäusern sind je Doppelhaus maxima l 2 Wohnungen zulässig 
 
 
5. Verkehrsflächen gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB 
 
 
5.1 Aufsch üttungen bzw. Abgrabungen an öffentlichen Verkehrsf lächen 
 
Zur Herstellung des Straßenkörpers sind auf den an die öffentliche Verkehrsf lächen angrenzenden 
Grundstücke n gem.  §  9  ( 1 )  N r .  1 1  BauGB Bösch ungen als Aufsch üttungen bzw. Abgrabungen zu  
dulden. Sie bleiben anrechenbarer Bestandteil der Grundstücksf lächen, soweit sie im Privateigentum 
sind. 
 
5.2 Grundstückszu fahrten 
 
Entlang der Straßenverkehrsflächen darf gem. §  9  ( 1 )  N r . 1 1  BauGB je Grundstück maxima l eine 
notwendige  mit einer Bre ite vom maxima l 5,0 m errichtet werden. Als Grundstücks-
zufahrt gelten Zu- und Ausfahrten.  
 
 
6. Regelung des Wasserabflusses § 9 (1) Nr. 16a BauGB   

 
 

 
 
7. Festsetzungen von Maßnahmen gem. § 9 (1) Nr. 20 und 25 BauGB   
 
 
7.1 Maßnahmen (Be pflanzung) gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB 
 
Je angefangenen 100 m² versiegelter Fläche (neu) in den Allgemeinen Wohngebieten sind mindestens 1 heimi-
scher, standortgerechter Laubbaum II. Ordnung oder ein Obstbaum (Hochstamm)  und  e, 
standortgerechte Sträucher anzupflanzen. 
 
7.2 Entwicklung einer Strauch-Baumhecke  (Flächen „A“)  
 
Auf den Flächen gem.  § 9 (1) 25a BauGB ist mindestens eine zweireihige Strauch -Baumhecke  durch  
das Anpflanzen von heimisch en standortgerechten Laubgehölzen als Sträucher, 2xv., o.B., 60 - 100 cm 
mit einem Pf lanzabstand der Gehölze untereinander von max. 2,0 m zu entwicke ln. Anstelle jedes 10. 
Strauches ist ersatzweise ein heimisch er standortgerechter Laubbaum 2. Ordnung als Heister, 3xv., 
m.B. 100 - 125 cm zu pflanzen. Die verbleibenden Restflächen sind als Rasenflächen anzulegen und 
mit einer Landsch aftsrasenmisch ung RSM 7.1.2 Standard mit Krä utern einzusäen.  
 
7.3 Entwicklung einer Strauch-Baumhecke  (Fläche „B“)  
 
Auf den Flächen gem.  § 9 (1) 25a BauGB ist mindestens eine zweireihige Strauch-Baumhecke  durch  
das Anpflanzen von heimisch en standortgerechten Laubgehölzen als Sträucher, 2xv., o.B., 60 - 100 cm 
mit einem Pf lanzabstand der Gehölze untereinander von max. 2,0 m zu entwicke ln. Anstelle jedes 10. 
Strauches ist ersatzweise ein heimisch  standortgerechter Laubbaum 2. Ordnung als Heister, 3xv., 
m.B. 100 - 125 cm zu pflanzen.  
 
7.4 Entwicklung einer Strauchhecke  (Fläche „C“)  
 
Auf den Flächen gem. § 9 (1) 25a BauGB ist mindestens eine einreihige Strauchhecke  durch das An-
pflanzen von heimisch en standortgerechten Laubgehölzen als Sträucher, 2xv. , o.B., 60-100 cm mit ei-
nem Pf lanzabstand der Gehölze untereinander von max. 2,0 m zu entwicke
 
7.5 Ufergehölz (Fläche „D“)  
 
Auf den Flächen gem. § 9 (1) 25b BauGB sind die heimisch  standortgerechten Laubgehölze zu er-
halten und bei Abgang durch  heimisch  standortgerechte Laubgehölze (St räucher und Laubbaum 2. 
Ordnung) zu erse tzen. Im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht können Gehölze  werden. 
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 Rechtsgrundlagen und Verfahrensübersicht zur Aufstellung  

der  
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 „Sportplatz - Ste instraße“ der Sta dt Bad Sachsa  

 
 

Rechtsgrundlagen 
 

 
Satzu ngsbeschluss 

 
 

Der Rat der Stadt Bad ch  hat die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 ortplatz - Stein-
straße“ der Stadt Bad ch  nach Prü fung der Stellungnahmen gemäß § 3 (2) BauGB in seiner Sit-
zung am …… ……… . als Satzung (§ 10 BauGB) sowie die Begründung besch lossen. 
 
Bad Sachsa, den …………… . 
 
      (Dienstsiegel ) 
 

…… … .……… …. . 
(Daniel Quade) 
Bürgerme ister 

 
 

Inkrafttreten 
 
 

Der  Satzungsbesch luss der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 „Sp ortplatz - Steinstraße“ der 
Stadt Bad Sachsa ist gemäß § 10 (3) BauGB am ……… …… . im sb für den Landkre is Göttin-
gen bekannt gemacht worden. 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 „Sp ortplatz - Steinstraße“ der Stadt Bad Sachsa ist 
damit am ……… …… . rechtsve rbindlich geworden. 
 
Bad Sachsa, den ……… …… . 
 
      (Dienstsiegel) 

…… … .……… …. . 
(Daniel Quade) 
Bürgerme ister 

 
            Frist für Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 

 

. Eine nach § 214 (1) Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvo

2. eine unter rücksi des § 214 (2) BauGB beachtliche Verletzung der riften über 
das Verhältnis der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 „Sp ortplatz - Steinstraße“ der Stadt 
Bad Sachsa und der Berichtigung des Flächennutzungsplanes und  

3. nach § 214 (3) Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des wägungsvorgangs 

 nd nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma  der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 
„Sp - Steinstraße“ der Stadt Bad Sachsa riftlich gegenüber der Stadt unter Darlegung des 
die Verletzung ündenden Sachverhalts geltend gema  worden (§ 215 BauGB).  

Bad Sachsa, den ……… …… . 

(Dienstsiegel) 

…… … .……… …. . 
(Daniel Quade) 
Bürgerme ister 

 

Beglaubigungsvermerk  

Es wird hiermi t amt lich dass die vorliegende sch rift / Ab  der 1. derung des 
Bebauungsplanes Nr. 17 „Sp ortplatz - Steinstraße“ der Stadt Bad Sachsa mit der Ursch rift überein-
stimmt . 

Bad Sachsa, den …………….  

(Dienstsiegel) 

Stadt Bad Sachsa 
er Bürgerme ister  

Im Auftrage: 

………… ……… ……… ……… … 
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Der 1. Änderung des bauungsplanes Nr. 17 „Sp ortplatz - Steinstraße“ der Stadt Bad Sachsa ist 
nach § 9 (8) BauGB eine Begründung beig efügt. 
 
 

Präambel  
 
 
Aufgrund der §§ 1 (3) und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 58 (2) de en 
Kommu (NKomVG) – jeweils in der zurze it geltenden Fassu ng - hat der Rat 
der Stadt Bad Sachsa diese 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 „Sp ortplatz - Steinstraße“ der 
Stadt Bad Sachsa bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen, als Satzung 
sowie die Begründung besch losse n. 
 
Das Planverfahren wurde im besch leunigten Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt. 

 
Bad Sachsa, den ……… …… . 
 
      (Dienstsiegel ) 
 

…… … .……… …. . 
(Daniel Quade) 
Bürgerme ister  

 
 

Aufstellungsbeschluss 
 
 

Der Rat  der Stadt Bad Sachsa hat in seiner Sitzung am ……………  die Aufstellung der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 17 „Sp ortplatz - Steinstraße“ der Stadt Bad Sachsa im leunigten Ver-
fahren gem.  § 13a BauGB besch losse n.  
 
Der Aufstellungsbesch luss wurde gem.  § 2 (1) BauGB am ……………. ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Bad Sachsa, den ……… …… . 
 
      (Dienstsiegel) 
 

…… … .……… …. . 
(Daniel Quade) 
Bürgerme ister 

 
 

Planunterlage 
 
 
Kartengrundlage5):  Amt liche Karte 1:5000 (AK5 ) 

Maßstab: 1:5000 
 

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung, 
 
© 2020 

 
 
Landesamt für Geoinformation 
und Landesvermessung Niedersachsen 
Regiona

________ ______ ______ ______ ______ ______ ______ ________ ______ ______ ______ ____  
 
Kartengrundlage: Liegensch aftska rte 

Maßstab: 1:1000  
 
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung, 
 
© Jahr 2020 

 
Landesamt für Geoinformation 
und Landesvermessung Niedersachsen 
Regiona

 
Die Planunterlage (AZ : 060 -A-317/2020) entspricht dem Inhalt des Liegensch

(Stand vom 05.08.2020). 

 
………………………. .…                                          ……………………. . 
(Ort)  den                 (Datum) 
 
Landesamt für Geoinformation  
und Landesvermessung Niedersachsen 
Regiona  
(Amt liche Verme
 
 

(Dienstsiegel ) 
 

……………………………….  
(Untersch rift) 

 
 

Planverfasser 
 
 
Die Unterlagen der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 „Sp ortplatz - Steinstraße“ der Stadt Bad 
Sachsa wurden ausgearbeitet vom Stadtplanungsbüro Hartmut Meißner, Nelkenweg 5, 37441 Bad 
Sachsa. 
 
Bad Sachsa, den ……… …… . 
 
 

……… ………… ….   
(Hartmut Me ißner) 

 
 

Beteiligung 
 
 

Der Rat der Stadt Bad Sachsa hat in seiner Sitzung am …………… dem Plankonzept und dem Ziel 
der 1. Änderung des Bebauungsp lanes Nr. 17 „Sp ortplatz - Steinstraße“ der Stadt Bad Sachsa zuge-
stimmt  und besch losse  und die öffentliche Auslegung gem.  § 3 (2) BauGB besch losse n.  
 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ………… ….  ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 „Sp ortplatz - Steinstraße“ der Stadt Bad 
Sachsa und die Begründung haben vom …………….  bis einsch ließlich ………… ….  gemäß § 3 (2) 
BauGB öffentlich ausgelegen.  
 
Die Beteiligung der berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erfolgt mit Sch rei-
ben vom …………… . dem die Planunterlagen beigefügt waren, mit der Bitte, bis zum …………… . eine 
Stellungn ahme abzugeben.  
 
Bad Sachsa, den ……… …… . 
 
      (Dienstsiegel ) 
 

…… … .……… …. . 
(Daniel Quade) 
Bürgerme ister 
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Teil   
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Für diese Zeichnung behalten wir uns alle Rechte vor.
Sie darf ohne Zustimmung der Gemeinde weder vervielfältigt,

noch Dritten zugänglich gemacht werden.
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